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Beklagte und Revisionsbeklagtc°

Der 4() Senat des Bundessozialgerichts hat.

ohne mündliche Verhandlung am 280 Juli 1967

durch

Senatspräsident P e n q u i t t

‘ _ < —Vorsitzender—,
Bundesrichter S c h m i t t und

Bundesrichter ' Dr° E c k e r,
Bundessozialrichter W e b e r -

und

Bundessozialrichter Dr° G a b e r

für Recht erkannt;

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom
240 Januar 1967 wird aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurückver—
wiesen°
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9.3-9-2. @.e

Die Klägerin begehrt Hinterbliebenenrente aus der Renten—

versicherung ihres früheren Ehemannesy des Versicherten
(@ 1265 der Reichsversicherungsordnung —RVO—-)° Dieser

war Schuhmacher und Landwirto

Die im Jahre 1920 geschlossene Ehe ist durch Urteil des

Landgerichts Aschaffenburg vom 290 November 1962 _ rechts—

kräftig seit dem 220 Januar 1963 — aus dem Verschulden
des Versicherten geschieden wordeno Dieser ist am 280

Februar 1963 gestorbeno

Die beklagte Landesversicherungsanstalt lehnte den An—

trag der Klägerin9 nachdem sie Erhebungen über die Ein—

kommens— und Vermögensverhältnisse der früheren Ehe—

gatten angestellt hatte? durch Bescheid vom 2„Oktober

1963 ab° Sie sah die Anspruchsvoraussetzungen des @ 1265

EVO nicht als erfüllt an? weil der Versicherte der

Klägerin im letzten Jahre vor seinem Tode keinen Untere

halt geleistet habe, dazu als Empfänger eines Ruhegeldes

von zuletzt 177,30 DM monatlich auch nicht imstande

gewesen sei; die Klägerin dagegen habe in den beiden

Monaten nach der Ehescheidung — Dezember 1962 und

Januar 1963 — 283593 DM und 304,32 DM netto verdient°

Die hiergegen erhobene Klage ist in den Vorinstanzen

ohne Erfolg geblieben„ Das Landessozialgericht (LSG)

hat in seinem Urteil vom 240 Januar 1967 ausgeführt;

Der Versicherte habe im letzten Jahre vor seinem Tode

keinen Unterhalt an die Klägerin geleisteto Er sei dazu

auch nicht verpflichtet gewesen? weil die Klägerin im

Januar 1963 durch Arbeit in einer Zigarettenfabrik ein

Einkommen von 304932 DM netto erzielt? der Versicherte

.l3_
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in diesem Zeitraum aber nur ein Altersruhegeld von

177930 DM bezogen habeo Nach 5 1265 Satz 2 RVG idF des
Rentenversicherungs—Änderungsgesetzes (RVÄndG) vom 9°Juni
1965 stehe der Klägerin ebenfalls kein Rentenanspruch zu?
weil sie wegen ihrer Einkommensverhältnisse nicht unter—

haltsbedürftig gewesen seio

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin — dievom LSG nicht

zugelassene — Revision eingelegto Sie rügt‚ das LSG habe

— wie schon das Sozialgericht (SG)
— die vorgebrachten

Tatsachen nicht ausreichend geprüfte Zur Begründung dieser

Rüge macht sie nähere Angaben vor allem über die Ein_
kommens—‚ Vermögens— und Lebensverhälthisse der früheren

Eheleute in der Zeit nach ihrer Trennung — Herbst 1961 —9
über Wert und Erträgnisse des gemeinsamen landwirtschaft—

lichen Betriebs und die hierauf ruhenden‚ von der Klägerin

abzutragenden Schulden bei der Stadtverwaltung und der

Kreissparkasse Alzenauo Sie führt aus: Bei Berücksichti—

gung der beiderseitigen Einkommens— und Vermögensver-

hältnisse und der aus der Landwirtschaft stammenden Ver—

bindlichkeiten der Klägerin hätte das LSG einen Unter—

haltsanspruch gegen den Versicherten bejahen müsseno

Der Versicherte habe durch Überlassung seines Anteils

an dem landwirtschaftlichen Betrieb tatsächlich auch

Unterhalt geleisteto V ' '

Die Klägerin beantragt?

das Urteil des Bayerischen Landessozialge—

richts vom 24°Januar 1967 aufzuheben und

ihr Hinterbliebenenrente zuzusprecheny

hilfsweise$ ‘ — J ,
den Rechtsstreit an das Landessozialge—

richt zurückzuverweiseno
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Die Beklagte beantragt7

die Revision als unzulässig zu verwerfeno

Sie meint‚ die Revisionsbegründung lasse die vom Gesetz
vorgeschriebene substantiierte Angabe von Tatsachen und

Beweismitteln vermissen9 die einen wesentlichen Mangelg
im Verfahren des LSG ergebenkönnteno

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung durch Urteil einverstanden ers
klärt (@ 124 Abso 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)o

Die Revision ist nach5 162Abs° 1 Nro 2 seezulässig°
Die Klägerin hat in ausreichendem Maße Tatsachen vorgem
tragen? die erkennen lassen‚ daß eine Verletzung der

Pflicht zur Sachaufklärung (@ 103 SGG) gerügt wird()
Dieser wesentliche Verfahrensmangel liegt auch vor0

Das LSG hat — mit Recht — seine Entscheidung ua darauf

abgestellt9 ob der Versicherte im letzten Jahr vor seinem

Tode der Klägerin Unterhalt geleistet hat9 eine Frage? auf

die es nach 5 1265 RVO schon in seiner Fassung vor dem

RVÄndGankam° Hierzu Steht zwar fest? daß der Versicherte
keine Leistungen in Geld erbracht hat9 das Berufungsge—

richt hat jedoch festzustellen unterlassen? ob der Vers

sicherte die Klägerin dadurch teilweise unterhalten

hat‚ daß er ihr die — ihm nach den Eigentumsverhältniswen

an dem landwirtschaftlichen Anwesen wahrscheinlich zu—

stehende — Hälfte der Erträgnisse aus dem Betrieb über—

lassen hate Zur Aufklärung dieses Sachverhalts boten

sowohl der Klagevortrag % unter Erbieten von Zeugenbe—

weis — als auch entsprechende Ausführungen in dem vom
LSG nachzuprüfenden Urteil des SG Würzburg vom 160März

1965 besondere Veranlassungo Es läßt sich nicht ohne

@ 5 _'
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weiteres ausschließen — das LSG hat eine dahingehende Rechts—
auffassung auch nicht zum Ausdruck gebracht —, daß je nach dem

Wert der der Klägerin zugeflossenen landwirtschaftlichen Er—
trägnisse insoweit eine tatsächliche Unterhaltéleistung im Sinne

der letzten Alternative des 5 1265 RVG vorliegen kann (vglo

hierzu BSG SozR Nr() 19 zu 5 1265 EVO)o '

Weiter läßt das Urteil des LSG eine Aussinändersetzung damit

vermissen9 wie hoch die bereits im Verwaltungsverfahren offen-

bar gewordene Schuldenlast war, die auf dem gemeinsamen land—

wirtschaftlichen Anwesen ruhte‚ und welche Zins—und Rück—

zahlungsverpflichtungen sie in den Jahren 1962/63 nach sich

zog„ Es liegt die Annahme nicht fern? daß der Lohn aus der'

Fabrikarbeit, welche die Klägerin im Alter von mehr als

60 Jahren auf sieh genommen hatte, zu einem erheblichen

Teil durch Verpflichtungen gegenüber den Gläubigern. der

früheren Eheleute aufgezehrt wurde und die Klägerin trotz

ihres Arbeitseinkommens von etwa 300‚—— DM monatlich unter—

haltsbedürftig war° Ihre Unterhaltsbedürftigkeit für sich

allein hätte allerdings nach 5 1265 RVG idF vor dem RVÄndG

einen Rentenanspruch nicht ausgelöst9 wenn der Ve sicherte
leistung;

ähig oder in seiner Leistungsfähigkeit beschränkt

war (@@58,59 des Ehegesetzes —EheG—)° Nach 5 1265 Satz 2

RVG idF des RVÄndG steht jedoch‚ wenn — wie hier — eine
Witwenrente nicht zu gewähren ist„ der geschiedenen Ehe—

frau des Versicherten — dies hat das LSG nicht verkannt—

auch dann Hinterbliebenenrente zu„ wenn eine Unterhalts-

verpflichtung wegen der Vermögens— oder Erwerbsverhält-

nisse des Versicherten nicht bestanden hate Das LSG

hätte sich deshalb gedrängt fühlen müssen? im

einzelnen festzustellen, wie hoch der nach den Lebens—

verhältnissen der Ehegatten angemessene Unterhalt für

die Klägerin war und inwieweit ihr Unterhaltsbedarf
_
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» trotz der erwähnten Verpflichtungen und etwaiger

sonstiger auf dem landwirtschaftlichen Anwesen ruhender

Lasten oder Ausgaben — durch Einkünfte aus ihrem Ver—

mögen und durch Erträgnisse ihrer Erwerbstätigkeit

gedeckt war (@ 58 Abs° 1 EheG)°

Die hiernach noch ausstehende weiter e Aufklärung des
Sachverhalts läßt die Möglichkeit einer für die Klägerin

günstigeren Entscheidung zu() Deshalb ist die Revision

begründete Weil des Bundessozialgericht beim Fehlen

ausreichender Feststellungen in der Sache selbst nicht

entscheiden kann? muß das angefochtene Urteil aufge»

hoben und der Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurüekverwiesen werden (@ 170

Abso 2 SGG)o

Über die K0sten des ReviSionsverfahrens wird im ab—

schließenden Urteil mit zu befinden seino
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